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Tätigkeitsbericht 2016 der Heimaufsicht Berlin 
nach § 6 Abs. 5 Wohnteilhabegesetz (WTG) 

 
 

1. Einleitung 

 
Nach § 6 Abs. 5 des Berliner Wohnteilhabegesetzes (WTG) hat die nach dem WTG zuständige 
Aufsichtsbehörde (Heimaufsicht) jährlich einen allgemeinen Tätigkeitsbericht zu erstellen. Die-
ser wird für das Berichtsjahr 2016 hiermit vorgelegt.  
 
Im Tätigkeitsbericht werden unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestimmungen für 
den Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.12.2016 die im Rahmen der Tätigkeit der Berliner Heim-
aufsicht gewonnenen Erkenntnisse dargestellt. Für die Grunddaten der betreuten gemeinschaft-
lichen Wohnformen nach dem WTG und die Personaldaten der Heimaufsicht wird für diesen 
Bericht als einheitlicher Stichtag der 31.12.2016 zugrunde gelegt. 
 

2. Erläuterung der Rechtsgrundlagen  
    (Wohnteilhabegesetz und Rechtsverordnungen) 
 
Die Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit der Berliner Heimaufsicht sind das Wohnteilhabegesetz 
und die im Berichtszeitraum geltenden Rechtsverordnungen. 
 
Das Gesetz über Selbstbestimmung und Teilhabe in betreuten gemeinschaftlichen Wohn-
formen (Wohnteilhabegesetz - WTG) ist eine Rechtsvorschrift des Landes Berlin und trat am    
1. Juli 2010 in Kraft. Das WTG löste im Land Berlin damit den ordnungsrechtlichen Teil des bis-
herigen Heimgesetzes des Bundes (HeimG) ab. Grund hierfür ist die infolge der Föderalismus-
reform 2006 auf die Bundesländer übertragene Gesetzeskompetenz und die damit einherge-
hende Neuordnung der Heimgesetzgebung. Der zivilrechtliche Teil des bisherigen Heimgeset-
zes wurde bereits durch das am 1. Oktober 2009 in Kraft getretene Wohn- und Betreuungsver-
tragsgesetz (WBVG) des Bundes ersetzt. 
 
Ergänzend zum WTG galten in Berlin im Berichtszeitraum drei Verordnungen. Es handelt sich 
hierbei um die 

 

• am 1. August 2011 in Kraft getretene Wohnteilhabe-Personalverordnung 
(WTG-PersV), 

• am 19. Oktober 2013 in Kraft getretene Wohnteilhabe-Bauverordnung (WTG-BauV), 

• die bis 31.12.2016 geltende Heimmitwirkungsverordnung (HeimmwV). Die Wohnteilha-
be-Mitwirkungsverordnung (WTG-MitwirkV) trat erst zum 01.01.2017 in Kraft. 

 

Das Berliner WTG ist ein ordnungsrechtliches Schutzgesetz für ältere, pflegebedürftige oder 
behinderte volljährige Menschen, die in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen leben.  

 
Das WTG findet wie bereits das alte Heimgesetz auf stationäre Einrichtungen Anwendung. Sta-
tionäre Einrichtungen im Sinne von § 3 WTG sind Wohnformen, die dem Zweck dienen, älteren, 
pflegebedürftigen oder behinderten volljährigen Menschen Raum zum Wohnen oder Aufenthalt 
zu überlassen sowie Betreuung und Verpflegung zur Verfügung zu stellen oder vorzuhalten. 
Dies bedeutet, dass ein Leistungserbringer bei stationären Einrichtungen als Einrichtungsträger 
über die Pflege- und Betreuungsleistungen hinaus auch Wohnraum zur Verfügung stellt. 
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Neben stationären Einrichtungen unterliegen nach § 4 WTG auch betreute Wohngemeinschaf-
ten für pflegebedürftige Menschen oder für Menschen mit Behinderung dem Anwendungsbe-
reich des WTG. Mit der Aufnahme von Wohngemeinschaften in den Anwendungsbereich des 
WTG wird dem besonderen Schutzbedürfnis auch von Nutzerinnen und Nutzern von Wohnge-
meinschaften Rechnung getragen. Für viele pflege- und betreuungsbedürftige Menschen stellt 
eine betreute Wohngemeinschaft eine Alternative zu einer stationären Einrichtung dar. 
 
In einer betreuten Wohngemeinschaft für pflegebedürftige Menschen (Pflege-Wohnge-
meinschaft) nach § 4 Abs. 1 WTG leben drei bis zwölf Nutzerinnen und Nutzer in einer Woh-
nung zusammen, wobei sie den Haushalt gemeinsam organisieren und Pflege- und Betreu-
ungsleistungen bei Leistungserbringern ihrer Wahl eigenverantwortlich erwerben. Bei Pflege-
Wohngemeinschaften gehört das Zur-Verfügung-Stellen von Wohnraum nicht zu den Leis-
tungspflichten des Pflegedienstes. Sollte tatsächlich beides aus der Hand eines Leistungser-
bringers bzw. ihm zuzuordnender Personen erbracht werden, so könnte dies ein begründeter 
Hinweis darauf sein, dass es sich um keine betreute Pflege-Wohngemeinschaft handelt, son-
dern um eine stationäre Pflege-Einrichtung. 
 
Betreute Wohngemeinschaften für Nutzerinnen und Nutzer mit geistiger, körperlicher oder 
mehrfacher Behinderung sowie für Nutzerinnen und Nutzer mit seelischer Behinderung sind 
nach § 4 Abs. 2 WTG Wohnformen, bei denen Nutzerinnen und Nutzerleistungen der sozialpä-
dagogischen und therapeutischen Betreuung als Hilfen zum selbstständigen Wohnen und zur 
gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft gegen Entgelt in Anspruch nehmen 
und ihre Haushaltsführung, gegebenenfalls unter Anleitung, organisieren, soweit hierfür leis-
tungsrechtliche Vereinbarungen nach dem Rahmenvertrag nach § 79 des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch bestehen. 
 
Nach § 14 WTG sind ambulante Pflegedienste verpflichtet, die Pflege-Wohngemeinschaften zu 
melden, in denen sie als Erbringer von Pflege- und Betreuungsleistungen tätig sind. Nach § 15 
WTG teilt der überörtliche Träger der Sozialhilfe der Heimaufsicht die ihm bekannten Wohnge-
meinschaften für Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfacher Behinderung sowie 
Menschen mit seelischer Behinderung mit. Bestimmte statistische Grunddaten aus den Mel-
dungen bzw. Mitteilungen, die Wohngemeinschaften betreffen, sind in diesen Tätigkeitsbericht 
2016 eingeflossen. 
 
Vom Anwendungsbereich des WTG und somit vom Tätigkeitsbericht werden sonstige Wohn-
formen nicht erfasst. Hierzu gehören insbesondere Wohnformen des sogenannten „Betreuten 
Wohnens“, bei denen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 WTG lediglich die vertragliche Pflicht besteht, ne-
ben der Zurverfügungstellung von Wohnraum geringfügige Serviceleistungen (wie etwa Notruf- 
und Hausmeisterdienste, Informations- und Beratungsleistungen oder die Vermittlung von 
Dienst- und Pflegeleistungen) anzunehmen. Geringfügige Serviceleistungen liegen vor, wenn 
das Entgelt hierfür im Verhältnis zum Entgelt für den Wohnraum von untergeordneter Bedeu-
tung ist. Andernfalls handelt es sich um eine stationäre Einrichtung im Sinne von § 3 WTG oder 
eine betreute Wohngemeinschaft im Sinne von § 4 WTG. 
 
Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne von § 2 Absatz 4 WTG sind alle auf die Pflegebe-
dürftigkeit ausgerichteten Verrichtungen, soweit sie nicht ausschließlich dem Bereich der haus-
wirtschaftlichen Versorgung oder der Verpflegung zuzuordnen sind. Anbieter, die nur hauswirt-
schaftliche Versorgung oder Verpflegung zur Verfügung stellen, sind daher keine Leistungser-
bringer im Sinne des WTG und damit nicht Normadressat. 
 
Das WTG und die dazu gehörenden Verordnungen legen eine Vielzahl konkreter ordnungs-
rechtlicher Anforderungen an die Leistungserbringung fest. Die Leistungserbringer (Einrichtun-
gen und Dienste) sind verpflichtet, diese Anforderungen einzuhalten. 
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3. Aufgabenwahrnehmung durch die WTG-Aufsichtsbehörde (Heimaufsicht) 

3.1 Allgemeines 

 
Das WTG regelt nicht nur die Pflichten für Leistungserbringer, sondern auch die ordnungsrecht-
lichen Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehörde nach dem WTG. 
 
Nach § 27 Abs. 1 WTG ist die für das WTG zuständige Aufsichtsbehörde das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales Berlin (LAGeSo). Im Landesamt für Gesundheit und Soziales wurde 
die Heimaufsicht mit den Vollzugsaufgaben nach dem WTG und den dazu gehörenden Rechts-
verordnungen betraut. Die Heimaufsicht ist somit für sämtliche Ordnungsaufgaben im Land Ber-
lin nach dem WTG und seinen Verordnungen zuständig (gesamtstädtische Aufgabenwahrneh-
mung).  
 
Im Berichtsjahr 2016 verfügte die Heimaufsicht über insgesamt 24 Mitarbeiter(stellen) für die 
gesamte Aufgabenwahrnehmung nach dem WTG. Davon haben 19 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter Vor-Ort-Kontrollen in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen nach dem WTG (statio-
näre Einrichtungen und Wohngemeinschaften) vorgenommen. Im Jahr 2018 wird die Heimauf-
sicht um zwei Stellen aufgestockt. Davon ist eine für Prüf- und Beratungsangelegenheiten und 
eine speziell für bauliche Angelegenheiten nach der WTG-BauV vorgesehen.  
 
Der Leiter der Heimaufsicht sowie die drei Personen in der Geschäftsstelle prüften nicht vor Ort. 
Ein Mitarbeiter war im Berichtsjahr in einen anderen Bereich abgeordnet. Die Fachaufsicht über 
die Heimaufsicht wurde im Berichtsjahr 2016 durch die für Soziales zuständige Senatsverwal-
tung ausgeübt.  
 
Die Heimaufsicht hat die Aufgabe, ältere, pflegebedürftige oder behinderte volljährige Men-
schen in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen vor Beeinträchtigungen zu schützen und 
sie dabei zu unterstützen, ihre Interessen und Bedürfnisse durchzusetzen. 
 
Zu diesem Zweck nimmt die Heimaufsicht vielfältige und umfangreiche Aufgaben wahr, die 
nachstehend beschrieben werden. Die Heimaufsicht 

• informiert und berät in allen Angelegenheiten nach dem Wohnteilhabegesetz und den 
dazu gehörenden Verordnungen (§ 5 WTG),  

• erfasst die Anzeigen zu stationären Einrichtungen (§ 13 WTG) sowie die Meldungen zu 
Pflege-Wohngemeinschaften (§ 14 WTG) und Mitteilungen zu Wohngemeinschaften für 
Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfacher Behinderung sowie Menschen mit 
seelischer Behinderung (§ 15 WTG),  

• prüft, ob und inwieweit die in stationären Einrichtungen oder in betreuten Wohnge-
meinschaften tätigen Leistungserbringer die tatbestandlichen Anforderungen nach dem 
WTG und den dazu gehörenden Verordnungen einhalten (§§ 17, 18 WTG). Bei stationä-
ren Einrichtungen finden sowohl Regelprüfungen als auch anlassbezogene Prüfungen 
statt. Bei Wohngemeinschaften sind hingegen nur anlassbezogene Prüfungen vorgese-
hen, 

• kann Prüfungen angemeldet oder unangemeldet durchführen, 

• kann im Falle einer Mängelfeststellung gegenüber den Leistungserbringern ordnungs-
rechtliche Maßnahmen ergreifen (§ 20 f. WTG), wozu die Mängelbeseitigungsberatung 
(§ 21 WTG) sowie verschiedene Formen von Anordnungen zur Durchsetzung von Män-
gelbeseitigungen gehören (§§ 22 bis 25 WTG), 

• erstellt über die Ergebnisse ihrer Prüfungen Prüfberichte in einer für Verbraucherinnen 
und Verbraucher verständlichen, übersichtlichen und anonymisierten Form und veröf-
fentlicht diese auf ihren Internetseiten (§ 6 Abs. 2 bis 4, § 17 Abs. 13 WTG). Damit wer-
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den Prüfinhalte und -ergebnisse der Heimaufsicht entsprechend der Verpflichtung nach 
dem WTG transparent und der Öffentlichkeit in geeigneter Form zugänglich gemacht, 

• prüft bei Pflege-Wohnformen bei begründeten Zweifeln im Wege einer sog. Zuord-
nungsprüfung, ob es sich um eine Wohnform handelt, die dem WTG unterliegt, und legt 
fest, ob es sich um eine stationäre Einrichtung, eine betreute Wohngemeinschaft oder 
eine sonstige Wohnform handelt (§ 19 WTG), 

• arbeitet mit Prüfinstanzen und Kostenträgern der Pflegeversicherung, Eingliederungshil-
fe und Sozialhilfe zusammen und stimmt sich mit diesen ab bzw. tauscht zur Aufga-
benerledigung im gesetzlichen Rahmen mit ihnen Informationen aus (§ 28 WTG, § 117 
SGB XI). Hierfür besteht für Pflege-Wohnformen ein festes Arbeitsgremium, die Arbeits-
gemeinschaft nach § 28 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 Nr. 1 WTG (kurz: „AG 28“). Diese Arbeits-
gemeinschaft setzt sich aus vier Vertretern der Pflegekassen, zwei Vertretern des Medi-
zinischen Dienstes der Krankenversicherung e. V. (MDK), drei Vertretern der für Pflege 
bzw. Soziales zuständigen Senatsverwaltung (einschließlich Träger der Sozialhilfe) so-
wie drei Vertretern der Heimaufsicht zusammen. Den Vorsitz und die Geschäfte der    
AG 28 führt die Heimaufsicht. Die AG 28 tagt regelmäßig im Abstand von drei Monaten. 
Dabei erfolgt u. a. die Erörterung von Grundsatzfragen und besonderen Einzelangele-
genheiten sowie ein Austausch über Prüfungsergebnisse zu WTG-Wohnformen, bei de-
nen erhebliche Mängel festgestellt worden sind. Darüber hinaus findet zwischen den Sit-
zungen themen- bzw. fallbezogen ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen 
den Mitgliedern statt. Die Arbeitsgemeinschaft zu Eingliederungshilfe-Wohnformen nach 
§ 28 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 Nr. 2 WTG wird sich in 2017 konstituieren. 

 
Die Schwerpunkte der Tätigkeit der Heimaufsicht liegen in der ordnungsbehördlichen Aufsichts-
prüfung (einschließlich Mängelbeseitigungsberatungen nach § 21 WTG), in der allgemeinen 
Beratung nach § 5 WTG und im Nachgehen von Beschwerden. 
 
Für die Durchführung von Prüfungen der Leistungserbringung in betreuten gemeinschaftlichen 
Wohnformen hat die Heimaufsicht im Einvernehmen mit der zuständigen Senatsverwaltung 
nach § 17 Abs. 14 WTG Prüfrichtlinien entwickelt. Diese legen die Kriterien für die Prüfungen, 
für das Verfahren zur Durchführung der Prüfungen sowie für die Erstellung und Veröffentlichung 
von Prüfberichten fest. Die WTG-Prüfrichtlinien enthalten in Bezug auf Regelprüfungen in stati-
onären Einrichtungen auch Fragenkataloge (Prüfbereich A./ Pflege; Prüfbereich B./ Eingliede-
rungshilfe) mit konkreten Prüffragen. Die Prüfrichtlinien orientieren sich als verwaltungsinterne 
Prüf- und Arbeitshilfe für die Heimaufsicht an den ordnungsrechtlichen Vorgaben des WTG und 
der dazu gehörenden Verordnungen. Aspekte der Gefahrenabwehr und der Qualitätssicherung 
haben bei den Prüfungen der Heimaufsicht oberste Priorität. 
 

3.2 Aufgabenschwerpunkte 

 
Die Aufgabenschwerpunkte der Heimaufsicht werden im Folgenden näher beschrieben, da sie 
Gegenstand der statistischen Angaben unter Ziffer 5. des Berichts sind: 
 
 

3.2.1  Beratung und Information (§ 5 WTG) 

Die allgemeine Beratung und Information zum Wohnteilhabegesetz (WTG) und den dazu gehö-
renden Rechtsverordnungen gehört zu den Kernaufgaben der Heimaufsicht. Die Heimaufsicht 
berät und informiert Bewohnerinnen und Bewohner bzw. Nutzerinnen und Nutzer, deren Ange-
hörige bzw. gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter, Bewohnerbeiräte und Fürsprecherinnen 
und Fürsprecher sowie Leistungserbringer und deren Beschäftigte. Beratungen erfolgen nicht 
nur zu bestehenden Wohnformen, sondern auch zu künftigen Wohnformen. 

Themenschwerpunkte sind u. a. Beratungen zur Pflege-, Betreuungs- und Wohnqualität in be-
treuten gemeinschaftlichen Wohnformen, Beratungen und Information zu stationären Einrich-
tungen und Wohngemeinschaften, Information zu Regelungen in Zivilverträgen, die mit Leis-
tungserbringern abgeschlossen wurden (insbesondere Wohn- und Betreuungsverträge nach 
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dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz - WBVG), sowie bei stationären Einrichtungen Bera-
tung und Information in Angelegenheiten der Mitwirkung nach der WTG-MitwirkV und in bauli-
chen Angelegenheiten nach der WTG-BauV. 
 

 

3.2.2  Umgang mit Beschwerden 

Trotz Information, Beratung und regelmäßiger Prüfung durch die Heimaufsicht und andere 
Prüfinstanzen kann es in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen zu Beeinträchtigungen 
oder Gefährdungen der Bewohnerinnen und Bewohner bzw. Nutzerinnen und Nutzer kommen. 
In diesem Fall können sich Betroffene an die Heimaufsicht als Anlaufstelle für Hinweise und 
Beschwerden wenden.  

In erster Linie wenden sich Angehörige bzw. gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter sowie 
Bewohnerbeiräte und Fürsprecherinnen und Fürsprecher von stationären Einrichtungen an die 
Heimaufsicht. Beschwerden bzw. Hinweise auf Mängel kommen aber auch von Bewohnerinnen 
und Bewohnern bzw. Nutzerinnen und Nutzern selbst (vgl. § 8 Absatz 2 WTG), von Anwohnern 
der WTG-Wohnformen, von Beschäftigten der Leistungserbringer, von öffentlichen Stellen (z. B. 
Bezirksämter), von Kostenträgern (z.B. Pflegekassen, MDK), sonstigen Institutionen (z.B. Be-
schwerdestellen) oder sonstigen Personen, die ihre Interessen und Rechte oder die von Dritten 
durch die Wohnform oder durch die Leistungserbringung in der Wohnform beeinträchtigt sehen. 

Die Berliner Heimaufsicht wird Hinweisen oder Beschwerden nachgehen und hierfür die not-
wendige Sachverhaltsaufklärung zielgerichtet betreiben. Die Heimaufsicht klärt, ob und inwie-
weit WTG-relevante Sachverhalte betroffen sind und inwieweit weitere Schritte zu unternehmen 
sind. Sie entscheidet auch, ob und inwieweit eine weitergehende Prüfung in Form einer Vor-Ort-
Begehung einer betreuten Wohnform erforderlich ist. Durch das WTG ist die Heimaufsicht auch 
befugt, Beschwerden zu betreuten Wohngemeinschaften nachzugehen, obwohl hier keine Re-
gelprüfungen durch die Heimaufsicht stattfinden. 

Auf Wunsch werden Hinweise oder Beschwerden vertraulich behandelt, insbesondere dann, 
wenn die Betroffenen negative Auswirkungen für sich oder Angehörige befürchten. Ob und mit 
welcher Intensität ggf. Ermittlungen aufgenommen werden, hängt von der Aussagekraft und 
Detailliertheit eines anonymen Hinweises ab. 

Im Bereich der Pflege kann es auch Beschwerden geben, bei denen die Heimaufsicht die Pfle-
gekassen informiert, die ihrerseits ggf. den MDK bzw. PKV-Prüfdienst einbinden (siehe Ausfüh-
rungen unter 3.2.3). 

 

 
3.2.3  Qualitätsprüfungen durch die Heimaufsicht 

Ein weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit der Heimaufsicht liegt in der Durchführung von regelmä-
ßigen Prüfungen von stationären Einrichtungen (§ 17 WTG) und von anlassbezogenen Prüfun-
gen von stationären Einrichtungen und Wohngemeinschaften (§§ 17, 18 WTG). Die Heimauf-
sicht prüft, ob Leistungserbringer die im WTG und in den dazu gehörenden Verordnungen fest-
gelegten ordnungsrechtlichen Anforderungen einhalten. 

Nach § 17 Abs. 5 Satz 1 WTG können sowohl angemeldete als auch unangemeldete Prüfungen 
durchgeführt werden. Beiden Prüfformen kommt eine eigenständige Bedeutung zu. Die Berliner 
Heimaufsicht entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über die Form der Prüfung. 

Die Prüfungen der Heimaufsicht konzentrieren sich vorrangig auf die Struktur- und Prozessqua-
lität, also darauf, ob die äußeren Rahmenbedingungen vor allem für eine ordnungsgemäße 
Pflege und Betreuung, Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und Selbstbestimmung erfüllt 
sind. Dazu gehört die Prüfung, ob und inwieweit zur Aufgabenerledigung ausreichend personel-
le und sächliche Mittel vorhanden sind bzw. ob Art, Umfang, Ablauf und Durchführung der Pfle-
ge und Betreuung den allgemein anerkannten Qualitätsstandards entsprechen. 

Bei Pflegewohnformen erfolgt die Prüfung der Ergebnisqualität, also des Pflege- und Betreu-
ungszustandes der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Wirksamkeit der eingeleiteten 
Pflege- und Betreuungsmaßnahmen, im Rahmen der Qualitätsprüfungen nach § 114 SGB XI 
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durch den von den Landesverbänden der Pflegekassen beauftragten Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung e.V. (MDK) bzw. den Prüfdienst der Privaten Krankenversicherung (PKV-
Prüfdienst). Ist die Prüfung der Ergebnisqualität für eine bei der Heimaufsicht eingegangene 
Beschwerde erforderlich, so stimmt sie sich mit den Pflegekassenverbänden ab, ob von dort 
eine entsprechende Prüfbeauftragung des MDK bzw. des PKV-Prüfdienstes erfolgen kann. 

Ist dies nicht möglich, kann die Heimaufsicht in besonderen Einzelfällen externe Pflegesachver-
ständige mit der Prüfung der Ergebnisqualität beauftragen, unter anderem auch dann, wenn 
nach Abstimmung mit den Pflegekassenverbänden eine Prüfung durch den MDK bzw. den 
PKV-Prüfdienst nicht erfolgt. 
 
 

3.2.3.1 Prüfungen stationärer Einrichtungen (§ 17 WTG) 

Nach § 17 Abs. 3 WTG prüft die Heimaufsicht jede vollstationäre Einrichtung (Einrichtungen der 
Langzeitpflege, stationäre Einrichtungen für Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfa-
cher Behinderung, stationäre Einrichtungen für Menschen mit seelischer Behinderung) regel-
mäßig im Abstand von höchstens einem Jahr. Einrichtungen der Kurzzeitpflege, teilstationäre 
Einrichtungen, stationäre Hospize und vollstationäre Einrichtungen für ältere Menschen (Alten-
heime und Altenwohnheime) prüft sie regelmäßig im Abstand von höchstens drei Jahren (Re-
gelprüfungen). Bei den Regelprüfungen legt die Heimaufsicht die unter Ziffer 3.1 dieses Be-
richts erwähnten WTG-Prüfrichtlinien zu Grunde. Insbesondere werden hieraus die beiden 
Prüffragenkataloge, die konkret zu stellende Fragen beinhalten, herangezogen. Für stationäre 
Pflegeeinrichtungen umfasst der Prüffragenkatalog derzeit 21 Kapitel mit insgesamt 854 Prüf-
fragen und für stationäre Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen derzeit 17 Kapitel mit 
613 Fragen. In aller Regel wird bei Regelprüfungen nur ein Teil der Fragen geprüft. Die Ge-
samtheit aller Kapitel und Prüffragen wird über mehrere Regelprüfungen hinweg geprüft. 

Darüber hinaus kann die Heimaufsicht nach § 17 Abs. 4 WTG stationäre Einrichtungen prüfen, 
wenn Hinweise auf Mängel vorliegen oder wenn festgestellt werden soll, ob Maßnahmen nach 
den §§ 20 bis 25 WTG beachtet werden (anlassbezogene Prüfungen). Insofern unterliegen An-
lassprüfungen anders als Regelprüfungen keinen festgelegten zeitlichen Abständen, sondern 
sind vielmehr situationsabhängig. 

Bei stationären Pflegeeinrichtungen werden der Heimaufsicht die Prüfberichte des MDK bzw. 
des PKV-Prüfdienstes aufgrund der Regelungen des § 28 WTG zugeleitet und von ihr unter 
ordnungsrechtlichen Aspekten ausgewertet. Sofern erforderlich, ergreift die Heimaufsicht auch 
auf Basis dieser Prüferkenntnisse ordnungsrechtliche Maßnahmen (siehe hierzu auch 3.2.4 und 
5.3.4). 
 
 

3.2.3.2 Anlassbezogene Prüfungen bei betreuten Wohngemeinschaften (§ 18 WTG) 

Im Gegensatz zu stationären Einrichtungen werden betreute Wohngemeinschaften nicht      
regelmäßig geprüft. Sofern die Heimaufsicht Hinweise auf Mängel bei der Leistungserbringung 
erhält, entscheidet die Heimaufsicht über die Durchführung einer anlassbezogenen Prüfung. 
Sofern eine Vor-Ort-Prüfung erfolgt, darf die Heimaufsicht grundsätzlich nur mit Zustimmung der 
Nutzerinnen und Nutzer als Hausrechtsinhaber die Räumlichkeiten der Wohngemeinschaft be-
treten und die Leistungserbringung prüfen. Zur Abwendung einer dringenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ist eine Zustimmung der Nutzerinnen und Nutzer nicht erfor-
derlich. 
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3.2.4  Von der Heimaufsicht ergriffene Maßnahmen (§ 20 f. WTG) 

Für den Fall, dass bei einer Prüfung Mängel festgestellt werden, setzt die Heimaufsicht bei den 
Leistungserbringern deren Beseitigung durch. 

Zur Mängelbeseitigung kommen gegenüber den Leistungserbringern folgende ordnungsrechtli-
che Maßnahmen nach §§ 20 ff. WTG in Betracht: 

• Beratung bei Mängeln (§ 21 WTG), 

• Anordnungen zur Mängelbeseitigung (§ 22 WTG), 

• das Beschäftigungsverbot (§ 23 Abs. 1 WTG), 

• die Einsetzung einer kommissarischen Leitung beim Leistungserbringer (§ 23 Abs. 2 
WTG i. V. m. § 5 WTG-PersV),  

• Belegungsstopp in stationären Einrichtungen (§ 24 WTG) oder 

• die Untersagung des Betriebs einer stationären Einrichtung oder der Leistungserbrin-
gung in einer betreuten Wohngemeinschaft (§ 25 WTG). 

 

Die Heimaufsicht entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, welche Maßnahmen im Einzelfall ergriffen werden. Zu-
nächst wird die Heimaufsicht grundsätzlich versuchen, im Wege der Beratung nach § 21 WTG 
darauf hinzuwirken, dass Mängel abgestellt und Beeinträchtigungen beseitigt werden.  

Wenn festgestellte Mängel auch nach Beratung und Fristablauf nicht abgestellt werden, sind 
Maßnahmen nach §§ 22 bis 25 WTG möglich. Die Maßnahmen nach §§ 22 bis 25 WTG sind 
Verwaltungsakte, d. h., Bescheide, die in unterschiedlicher Schwere in die Eigentums- und 
Freiheitsrechte der Leistungserbringer aus Artikel 14, 12 und 2 Absatz 1 Grundgesetz (GG) 
eingreifen. Der schwerste Eingriff ist die Untersagung nach § 25 WTG. Anordnungen zur Män-
gelbeseitigung nach § 22 WTG können auch mit dem Beschäftigungsverbot nach § 23 WTG 
verbunden werden. Gehen von den Mängeln erhebliche Gefahren für bedeutende Rechtsgüter 
aus, sind Maßnahmen nach §§ 22 bis 25 WTG auch ohne vorherige Beratung möglich. Durch 
die umfassenden Beratungen der Heimaufsicht kann in den meisten Fällen auf ein weiterge-
hendes ordnungsrechtliches Einschreiten verzichtet werden, so dass die Zahl der Anordnun-
gen/ Bescheide nach §§ 22 bis 25 Wohnteilhabgesetz sehr gering ist. 

 

3.2.5 Zuordnungsprüfungen bei Wohnformen für pflegebedürftige Menschen (§ 19 WTG) 

Sofern sich an der Art der Wohnform für pflegebedürftige Menschen begründete Zweifel erge-
ben, hat die Heimaufsicht zu prüfen, ob es sich bei der vorliegenden Wohnform um eine statio-
näre Einrichtung nach § 3 WTG, eine betreute Wohngemeinschaft nach § 4 Abs. 1 WTG oder 
ggf. um eine sonstige Pflege-Wohnform außerhalb des Anwendungsbereiches des WTG han-
delt. 
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4. Grunddaten der betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen 

4.1 Grunddaten der stationären Einrichtungen nach § 3 WTG 
 

4.1.1  Anzahl der WTG-Einrichtungen und Bewohnerplätze in 2016 

 
      Anzahl der   angezeigte 
                                                                     Einrichtungen  Bewohnerplätze 
 
Stationäre Einrichtungen für  

Pflegebedürftige    ____425_   _ 34.971     

davon 

vollstationäre Langzeitpflegeeinrichtungen ____288     _ 32.547 _  

vollstationäre Kurzzeitpflegeeinrichtungen ____ 22_    ____420 _  

Tagespflegeeinrichtungen   _____91     ___1797 _  

stationäre Hospize    _____14_   ___  207 _  

Wohneinrichtungen für ältere Menschen 

(Altenheime, Altenwohnheime)  ___ _10__   _         *  _ 
 

* Wegen der variablen Bewohnerschaft werden bei diesen Einrichtungen keine Platzzahlen erfasst. Hier sind nicht alle Bewohner 
pflegebedürftig und es werden Appartements zur Verfügung gestellt, die über eine pflegebedürftige Person hinaus auch von einer 
nichtpflegebedürftigen Person bewohnt werden können. 

 
Stationäre Einrichtungen für  

Menschen mit Behinderungen  ____154_   _ _   3.771 _ 

davon 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder Einrichtungsteile  
für Menschen mit geistiger, körperlicher  

oder mehrfacher Behinderung   ____145_   _ _   3.568 _ 

Eingliederungshilfeeinrichtungen für  
Menschen mit seelischer Behinderung  

(sog. Übergangswohnheime)   ______9_   ____   203 _ 

 
Summe (Anzahl der Einrichtungen  

und Plätze) gesamt    ____579_   _    38.742 _ 

 

4.1.2  Inbetriebnahmen neuer stationärer WTG-Einrichtungen in 2016 

 
      Anzahl der   angezeigte 
      Einrichtungen  Platzzahl 
Anzahl der im Berichtszeitraum 

eröffneten Einrichtungen   ____14   ___  495  
 

davon  

vollstationäre Langzeitpflegeeinrichtungen ____  2_   ____172  
 

vollstationäre Kurzzeitpflegeeinrichtungen ____  2_   ____  65_  

 

Tagespflegeeinrichtungen   ____  6_   ____ 193_  
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Stationäre Hospize    ____  1_   ____   16_  
 
Wohneinrichtungen für ältere Menschen  

(Altenheime, Altenwohnheime)  ___ _ 0     __  ___       *     _ 
 

* Wegen der variablen Bewohnerschaft werden bei diesen Einrichtungen keine Platzzahlen erfasst. Hier sind nicht alle Bewohner 
pflegebedürftig und es werden Appartements zur Verfügung gestellt, die über eine pflegebedürftige Person hinaus auch von einer 
nichtpflegebedürftigen Person bewohnt werden können. 

 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder Einrichtungsteile 
für Menschen mit geistiger, körperlicher  

oder mehrfacher Behinderung  ____  3_   ____  49_  

 
Eingliederungshilfeeinrichtungen für  
Menschen mit seelischer Behinderung  

(sog. Übergangswohnheime)   ____  0_   ____    0_  

 

4.1.3  Schließungen und Betriebsuntersagungen von WTG-Einrichtungen in 2016 
 

      Anzahl der   angezeigte 
      Einrichtungen  Platzzahl 
Anzahl der im Berichtszeitraum 

geschlossenen Einrichtungen  ____15__   ___  398  __ 
 
davon  

Schließungen durch Träger   ____15 _   ___  398_  _ 
 
Betriebsuntersagungen nach § 25 WTG 

durch die Heimaufsicht   _____0_   ___     0     _ 

 
Hierbei wurden zumeist kleinere Einrichtungen aus baulichen oder wirtschaftlichen Gründen geschlossen (u. a. hoher Sanierungs-
aufwand, nicht ausreichende Belegung oder Betriebsaufgabe aus Altersgründen). 

 

4.1.4  Entwicklung der Anzahl stationärer WTG-Einrichtungen von 2012 bis 2016 
 

Anzahl stationärer Einrichtungen 
jeweils zum 31.12. 

2012 2013 2014 2015 2016 

vollstationäre Langzeitpflegeein-
richtungen 

286 286 288 290 288 

vollstationäre Kurzzeitpflegeein-
richtungen 

29 28 24 23 22 

Tagespflegeeinrichtungen 84 83 85 90 91 

stationäre Hospize 11 13 13 13 14 

Wohneinrichtungen für ältere 
Menschen  
(Altenheime, Altenwohnheime) 

18 18 18 12 10 

Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe oder Einrichtungsteile 
für Menschen mit geistiger, kör-
perlicher o. mehrfacher Behind. 

 

143 

 

143 

 

143 

 

143 

 

145 

Eingliederungshilfeeinrichtungen 
für Menschen mit seelischer 
Behinderung (sog. Übergangs-
wohnheime)  

 

7 

 

7 

 

7 

 

9 

 

9 

Gesamtzahl 578 578 578 580 579 
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Aus der vorstehenden Übersichtstabelle ergibt sich, dass sich die Zahl der Einrichtungen in den 
letzten Jahren insgesamt kaum verändert hat. Gleichwohl haben zwischen 2012 und 2016 über 
60 Einrichtungen neu eröffnet, davon alleine 14 in 2016, und in etwa ebenso viele, zumeist klei-
nere Einrichtungen wurden aus baulichen oder wirtschaftlichen Gründen geschlossen (vgl. Zif-
fern 4.1.2 und 4.1.3 des Berichts). 

Auch Inbetriebnahmen und Schließungen stationärer Einrichtungen erforderten das Tätigwer-
den der Heimaufsicht. So war es Aufgabe der Heimaufsicht, bereits in der Bauplanungsphase, 
also weit vor der Inbetriebnahme einer Einrichtung, auf der Grundlage der WTG-BauV zu prüfen 
und zu beraten, ob und unter welchen Voraussetzungen die vorgeschriebenen baulichen Anfor-
derungen für einen Neubau oder für Umbau- oder Modernisierungsmaßnahmen im Gebäude-
bestand einer Einrichtung eingehalten werden. Neue Einrichtungen mussten auch nach Inbe-
triebnahme meist über mehrere Jahre deutlich häufiger beraten und enger überwacht werden. 
Auch zur Schließung vorgesehene Einrichtungen mussten durch die Heimaufsicht verstärkt be-
raten werden. 

 

4.1.5  Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner in stationären Einrichtungen in 
2016 (§ 9 WTG und HeimmwV) 

 

Anzahl der Einrichtungen, für die die Wahl eines Bewohnerbeirats  ____579___ 

rechtlich vorgesehen war 
davon 

Anzahl der Einrichtungen, in denen ein Bewohnerbeirat gewählt wurde  ____325    _ 
 

Anzahl der Einrichtungen mit Bewohnerfürsprecher     ____226    _ 

 
Anzahl der Einrichtungen mit Ersatzgremium 

an Stelle eines Bewohnerbeirates        ____    8 _ _  

 

Anzahl der Einrichtungen, die zeitweilig ohne Mitwirkungsvertretung waren ____   20 __ 
 
In den Pflegeeinrichtungen gestaltete sich die Wahl von Bewohnerbeiräten aufgrund des hohen 
Alters der Bewohnerinnen und Bewohner zunehmend schwieriger. Sofern die Bildung eines 
Bewohnerbeirats nicht möglich war, musste die Heimaufsicht, um die Mitwirkung dennoch    
sicherzustellen, auf Antrag der Einrichtung Bewohnerfürsprecherinnen bzw. Bewohnerfür-
sprecher bestellen. 

 

4.2. Grunddaten der betreuten Wohngemeinschaften nach § 4 WTG 

4.2.1 Wohngemeinschaften für pflegebedürftige Menschen nach § 4 Abs. 1 WTG in 2016 

 
Anzahl der gemeldeten  
Wohngemeinschaften     gemeldete Platzzahl  

 ____619_       ___4.660  

 
Anzahl der aufgelösten  
Wohngemeinschaften    gemeldete Platzzahl 

____  16__      __     111  __  
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4.2.2  Entwicklung der Anzahl betreuter Wohngemeinschaften für pflegebedürftige 
Menschen von 2012 bis 2016 

 

Anzahl Wohngemeinschaften für pflegebedürftige Menschen 
 

jeweils zum 31.12. 2012 2013 2014 2015 2016 

Neue Wohngemeinschaften 
 

42 38 36 33 46 

Aufgelöste Wohngemein-
schaften  

11 4 16 7 16 

Wohngemeinschaften für 
pflegebedürftige Menschen 

509 543 563 589 619 

 

Aus der vorstehenden Übersichtstabelle ergibt sich, dass die Anzahl der Pflege-Wohngemein-
schaften stetig zugenommen hat. Damit war für die Heimaufsicht ein zunehmender Aufwand 
verbunden, insbesondere in Bezug auf Beratungen nach § 5 Abs. 2 WTG (vgl. Ziffer 5.1.2). 

 

4.2.3 Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderungen nach § 4 Abs. 2 WTG 
in 2016 

 
Anzahl der erfassten           Platzzahl 

Wohngemeinschaften   ____834_                 ___   8968 _ 

        

 davon 

Wohngemeinschaften für Menschen  
mit geistiger, körperlicher oder  

mehrfacher Behinderung  ____ 335        ___   1922 _  

Wohngemeinschaften für  
Menschen mit seelischer  

Behinderung     ____ 499        ___   7046 _   

 

 

5. Allgemeiner Datenteil zur Tätigkeit der Heimaufsicht im Jahr 2016 

5.1 Beratungen nach § 5 WTG 

 
Im Folgenden wurden keine Beratungstätigkeiten erfasst, die Bestandteil anderer erfasster Tä-
tigkeiten der Heimaufsicht sind, z.B. Beratungen oder Mängelbeseitigungsberatungen in münd-
licher oder schriftlicher Form im Zusammenhang mit einer Prüfung von betreuten gemeinschaft-
lichen Wohnformen nach § 17 oder § 18 WTG. Als eine Beratung wurde eine Beratung erfasst, 
die sich auf einen Gegenstand/Ereignis (z.B. Wohn- und Betreuungsvertrag, Entgelterhöhung) 
bezieht und/oder an einen Empfängerkreis (z.B. eine/n Bewohner/in bzw. der gesetzlichen Ver-
tretung, einen Leistungserbringer und seine Beschäftigten) richtet.  
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5.1.1 Anzahl der Beratungen nach § 5 Abs. 1 WTG im Zusammenhang mit stationären 
         Einrichtungen in 2016 
    

Anzahl der Beratungen        ___2.023  _ 

 

Bei den Beratungen waren die wichtigsten Schwerpunkte:  

Wohn- und Betreuungsverträge; Entgelterhöhungen; Freihaltegeldregelung; Kündigung von 
Wohn- und Betreuungsverträgen; Fragen zum Einrichtungswechsel; Durchführung von Bewoh-
nerbeiratswahlen; Bestellung von Bewohnerfürsprechern; Rechte und Pflichten der Bewohner-
beiräte/-fürsprecher; Unterbringung von Angehörigen; Pflegequalität; Personalausstattung/        
-einsatz; Neubauvorhaben; Umbaupläne bestehender Einrichtungen; Umstrukturierungen; An-
forderungen an den Einrichtungsbetrieb; Übernahme bestehender Einrichtungen. 
 

5.1.2 Anzahl der Beratungen nach § 5 Abs. 2 WTG im Zusammenhang mit 
Wohngemeinschaften 

 

Anzahl der Beratungen       __     132   _ 

Die Beratungen bezogen sich ausschließlich auf Pflege-Wohngemeinschaften. 

Bei den Beratungen waren die wichtigsten Schwerpunkte:  

Abgrenzung zwischen Einrichtungen und Wohngemeinschaften; Pflichten der Leistungserbrin-
ger; Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und Bewohner in Wohngemeinschaften; Pflege- 
und Betreuungsqualität, Einsatz von Pflegefachkräften/Nichtfachkräften, bauliche Anforderun-
gen an Wohngemeinschaften.  
 

5.2 Beschwerden in Bezug auf sämtliche betreute gemeinschaftliche Wohnformen 

Beschwerden richten sich auf die Beseitigung eines konkret benannten oder vermeintlichen 
Missstandes. Anfragen fallen nicht hierunter. 

Eine Vielzahl von Beschwerden ließ sich in der Praxis weder verifizieren noch falsifizieren, z. B., 
weil sie anonym eingereicht wurden und somit Nachfragen zur genaueren Klärung der Angaben 
nicht möglich waren. Häufig wurden Beschwerdepunkte auch so pauschal angeführt, dass eine 
Überprüfung von konkreten Sachverhalten nicht möglich war. In einer Vielzahl von Fällen ließen 
sich im Nachhinein angeführte Beschwerdeinhalte nicht mehr überprüfen, z.B. weil der/die Be-
wohner/in bereits aus der Einrichtung ausgezogen war. 

 

Anzahl der bei der Heimaufsicht eingegangenen 

Beschwerdevorgänge (insgesamt)      __  260  _ 

 
 

Anzahl der Beschwerdegründe (insgesamt)    __  284  _ 

Die Beschwerden bezogen sich im Einzelnen auf folgende Inhalte: 
(Mehrfachnennungen möglich) 

 

Pflege-/Betreuungsqualität       ___ 101  _ 

davon 

Durchführung der Pflege       ___   46__ 

Durchführung der sozialen Betreuung 

(z.B. Tagesstrukturierung, Betreuungsintensität)    ___   25  _ 

Personaleinsatz         ___   22  _ 

Sonstiges         ___     8  _ 
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Ärztliche und gesundheitliche Betreuung    ____ 23  _ 

(z.B. Sicherung ärztlicher Betreuung, Versorgung mit Medikamenten) 
 

Hauswirtschaft        ___   40__ 

davon  

Wäscheversorgung        ___   14__ 

Qualität der Speise- und Getränkeversorgung    ___   22  _ 

Sonstiges         ___     4  _ 

 

Selbstbestimmung und Lebensqualität     ___ _  4 _ 
(z.B. Persönlichkeitsrechte, Kontaktmöglichkeit, Gestaltungsfreiheit) 
 

Hygiene         ____ 19 _ 

 

Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner    ____ 18 _ 

davon Mitwirkungsrechte       _____ 6 _ 

Unterstützung durch die Heimleitung     __       2 _                 

Schulung der Bewohnerbeiräte/-fürsprecher    _____ 0 _   

Sonstiges         ___     10 _ 

 

Entgelterhöhungen        ____ 25 _ 

 

Bauliche Anforderungen       ___  15  _  

 

Sonstiges         ____39  _ 
 
Beschwerdegründe unter Sonstiges waren u. a.: Hausverbot für Angehörige, Barbetragsverwal-
tung, Abrechnungsverfahren der Einrichtung, Diebstähle. 
 

5.3 Aufsichtsprüfungen im Berichtszeitraum 

5.3.1 Prüfungen stationärer Einrichtungen nach § 17 WTG 

 
Erfasst wurden nur Aufsichtsprüfungen der Einrichtungen vor Ort, nicht jedoch Vorermittlungen 
am Arbeitsplatz der Prüferinnen und Prüfer. 
 
Beratungen im Zusammenhang mit Prüfungen oder im Anschluss an Prüfungen, ggf. auch vor 
Ort, Auswertungen von Unterlagen etc. mit zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang zur ers-
ten Prüfung vor Ort wurden nicht gesondert gezählt. Prüfungen vor Ort an mehreren Tagen mit 
zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang zählten nur als eine Prüfung. 
 
Anlassbezogene Prüfungen sind Prüfungen, die nur einen Teil der heimordnungsrechtlichen 
Anforderungen zum Gegenstand haben. Geplante Prüfungen, deren Termin durch einen Anlass 
vorgezogen wird, zählen dagegen zu den Regelprüfungen. 
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In der folgenden Statistik sind nur die anlassbezogenen Begehungen erfasst, für die ein Prüfbe-
richt erstellt wurde. Seit 2017 werden auch Begehungen, die sich meist nur auf einen Be-
schwerdegrund beziehen, statistisch erfasst. 
 
         gesamt angemeldet unangemeldet 
 

Anzahl der Regel- und Anlassprüfungen  ___533__ _   503          __  30   _  

 
in Prozent (%)      _  100,00       _   94,38       __    5,62      

 
Anzahl der Regelprüfungen    in     gesamt       angemeldet unangemeldet 
 
 

vollstationären Langzeitpflegeeinrichtungen  ___272_  ___259 _ ___13 __ 
 

vollstationären Kurzzeitpflegeeinrichtungen     __    17_  ____15 _ ____2_ _ 
 

Tagespflegeeinrichtungen    __    74 _ ____71_  ____3___ 

 

Stationäre Hospize               8 _ ____  8_  ___  0_  _ 

 

Wohneinrichtungen für ältere Menschen   __     7  _ ____  7 _ ____0___ 

(Altenheime, Altenwohnheime) 
 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder  
Einrichtungsteile für Menschen mit geistiger,  

körperlicher oder mehrfacher Behinderung  __ 136     __  134    ____2___ 

 
Eingliederungshilfeeinrichtungen für Menschen  
mit seelischer Behinderung  

(sog. Übergangswohnheime)    __     9     __     9     ____0___ 

 
 
 
Anzahl der Anlassprüfungen    in   gesamt         angemeldet unangemeldet 
 

vollstationären Langzeitpflegeeinrichtungen  ___ 7     __    0     ____7___ 

 

vollstationären Kurzzeitpflegeeinrichtungen     __    0 _  ____0  _ ____0___ 
 

Tagespflegeeinrichtungen    __    1  _ ____0  _ ____1_  _ 
 

Stationäre Hospize             0  _ ___  0  _  ___  0  __   

 

Wohneinrichtungen für ältere Menschen   __     1  _ ____  0 _ ____1___ 

(Altenheime, Altenwohnheime) 
 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder  
Einrichtungsteile für Menschen mit geistiger,  

körperlicher oder mehrfacher Behinderung  __     1     ___    0 _ ____1___ 

 
Eingliederungshilfeeinrichtungen für Menschen  
mit seelischer Behinderung  

(sog. Übergangswohnheime)    __     0     ___    0  _ ____0___ 
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Verzicht auf Prüfungen nach § 17 Abs. 3 WTG 
 

Anzahl gesamt        ___  0___ 

davon 

nach Prüfung des MDK bzw. PKV-Prüfdienstes    ____0___ 

nach Prüfung anderer Sachverständiger      ____0___ 

 
 
 

5.3.2 Prüfungen betreuter Wohngemeinschaften nach § 18 WTG 

 
Anzahl der Anlassprüfungen in     gesamt angemeldet unangemeldet 
 
 
Wohngemeinschaften für  

pflegebedürftige Menschen    ___ 6     __   4      ____2 __ 

 
Wohngemeinschaften für Menschen  
mit geistiger, körperlicher oder  

mehrfacher Behinderung       ___ 0     __   0      ____0_ _ 

 
Wohngemeinschaften für Menschen  

mit seelischer Behinderung    ___ 0     __   0      ____0_ _  
 
 
 

5.3.3 Arten der bei Prüfungen vorgefundenen Mängel  

Nachstehende Mängelarten wurden bei den Prüfungen betreuter gemeinschaftlicher Wohnfor-
men vorgefunden. Der Schwerpunkt der Mängelfeststellungen lag bei stationären Pflegeeinrich-
tungen. 

 Mängel in der Pflege-/Betreuungsplanung 

Die Biographiearbeit war teilweise unzureichend. Die Pflege- und Betreuungsplanung wurde 

mitunter nicht fortgeschrieben. Die Einbeziehung von Angehörigen und Betreuern war häu-

fig problematisch.  

 Mängel in der Pflege-/Betreuungsdokumentation 
Die Pflege- und Betreuungsdokumentation wies vielfach erhebliche Lücken auf. Außerge-
wöhnliche Vorkommnisse wurden teilweise nicht oder nur unzureichend dokumentiert. Viele 
Dokumentationen waren hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit, Fortschreibung und Zielab-
gleichung problematisch. 

 Mängel in der Personalausstattung 
Es wurden Mängel hinsichtlich Quantität und Qualität des Personals festgestellt. Die Fach-
kraftquote von mindestens 50% wurde in einigen Fällen unterschritten. In einigen Fällen 
wurde die Fachkraftquote erfüllt, aber das Personalsoll insgesamt nicht erreicht. Die Fortbil-
dung von Pflegekräften war vielfach nicht oder nicht ausreichend gesichert. 
 

Die Einhaltung der Fachkraftquote in 288 vollstationären Langzeitpflegeeinrichtungen stellte 
sich wie folgt dar: 
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Anzahl der Einrichtungen, bei denen die Heimaufsicht einen   ___ 247  _ 

Fachkräfteanteil von mindestens 50 % für betreuende  
Tätigkeiten festgestellt hat 

Anzahl der Einrichtungen bei denen die Heimaufsicht einen Fachkräfte- ____ 33  _ 

anteil von 45 % bis unter 50 % für betreuende Tätigkeiten festgestellt hat 
 

Anzahl der Einrichtungen bei denen die Heimaufsicht einen Fachkräfte- ____ _6  _ 

anteil von 40 % bis unter 45 % für betreuende Tätigkeiten festgestellt hat 
 

Anzahl der Einrichtungen bei denen die Heimaufsicht einen Fachkräfte-   ___ __2  _  
anteil von unter 40 % für betreuende Tätigkeiten festgestellt hat 
 

 Mängel in der Arbeitsorganisation 
Mängel in der Organisation der Arbeitsabläufe konnten festgestellt werden. Abgrenzung  
von Pflege und Hauswirtschaft war nicht immer nachvollziehbar. Mitunter war die Dienst-
plangestaltung nicht bedarfsgerecht; in wenigen Fällen wurden auch unterbesetzte Schich-
ten festgestellt. Dienstpläne waren durch Überschreibungen, fehlende Angaben zu den Be-
schäftigten hinsichtlich Ausbildung und regelmäßige Arbeitszeit schwer nachvollziehbar. 

 Bauliche Mängel 
Sanitäranlagen, Funktionsräume und Bewohnerzimmer in stationären Einrichtungen waren 
sanierungs- bzw. renovierungsbedürftig. In einigen Einrichtungen fehlte es an geeigneten 
Abstellflächen. So wird u. a. die zweckentfremdete Nutzung von Pflegebädern durch Abstel-
len von Rollstühlen und Lagern von Pflegehilfsmitteln festgestellt und bemängelt. 

 Hygienemängel  
Die Sauberkeit von Funktionsräumen und Sanitäranlagen wurde beanstandet. 

 Mängel bei der Medikamentenaufbewahrung 
Medikamente waren unzureichend gekennzeichnet, z.B. Name, Anbruch- bzw. Verfallsda-
tum fehlt. Medikamente hatten mitunter das Haltbarkeitsdatum überschritten. Vorgefundene 
Bedarfsmedikamente konnten Bewohnern nicht zugeordnet werden. Temperaturprotokolle 
für Kühlschränke mit kühlungspflichtigen Medikamenten wurden nicht oder nicht regelmäßig 
geführt. 

 Unzulässige, die Freiheit entziehende Maßnahmen 
Es wurden im Einzelfall freiheitsentziehende Maßnahmen festgestellt, für die keine Einwilli-
gung der Bewohnerin/des Bewohners oder ein entsprechender Beschluss des Amtsgerichts 

vorgelegen hat. 

 Mängel in Wohn- und Betreuungsverträgen 
Vereinzelt wurden Mängel festgestellt. Im Einzelfall wurde der Träger durch die Heimauf-
sicht entsprechend beraten bzw. informiert. 

 Mängel bei der Umsetzung der Heimmitwirkungsverordnung 

Gravierende Mängel wurden nicht festgestellt. In Einzelfällen konnten Meinungsverschie-
denheiten zwischen Einrichtung und Bewohnerbeirat durch die Beratung der Heimaufsicht 
beigelegt werden. 

 Mängel bei der Ernährung und Flüssigkeitsversorgung 
Zeitabstände zwischen Abendessen und Frühstück waren zu lang. Die Information über das 
Angebot einer Spätmahlzeit war unzureichend. Die Getränkeversorgung war problematisch. 
Es waren fehlende Unterstützungen der Bewohner bei der Nahrungs- und Flüssigkeitsauf-
nahme festzustellen. 

 Vom MDK und dem Prüfdienst der Privaten Krankenversicherung (PKV) festgestellte 
Mängel in der Pflege- und Betreuungsqualität 
Die Heimaufsicht wertete im Berichtszeitraum 368 Prüfberichte vom MDK und PKV-
Prüfdienst aus. Bei diesen Auswertungen stellte die Heimaufsicht fest, dass in einigen Pfle-
geeinrichtungen u. a. Prophylaxen, Mobilisation, Kontinenztraining oder Hilfestellungen bei 
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Nahrungs-/Flüssigkeitsaufnahme nur unzureichend durchgeführt wurden. In mehreren Pfle-
geeinrichtungen waren die Angebote von tagesstrukturierenden Maßnahmen nicht befriedi-
gend. Besonders an Wochenenden waren diese Angebote häufig unzureichend. Die soziale 
Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner war häufig nicht ausreichend sichergestellt. 
Die Einbeziehung von Bewohnern mit Demenz in die Tagesstruktur war mitunter nicht im-
mer gegeben. Prüfung, Beratung und Information der Träger erfolgten im Regelfall durch 
MDK bzw. PKV-Prüfdienst und die Pflegekassen. In 89 von 368 Fällen (= 24,2 %) nahm die 
Heimaufsicht die o. a. Mängelfeststellungen von MDK bzw. PKV zum Anlass, den Einrich-
tungsträger zur Stellungnahme aufzufordern und je nach Art und Schwere der Mängel eige-
ne ordnungsbehördliche Maßnahmen zu ergreifen. 

 
Die Heimaufsicht hat die Leistungserbringer zu den festgestellten Mängeln in den meisten Fäl-
len zunächst beraten. Fast immer konnten hierdurch die Mängel beseitigt werden. Lediglich in 
wenigen Fällen mussten Anordnungen erlassen oder Bußgelder verhängt werden. 
 
 
5.3.4 Ergriffene Maßnahmen nach § 20 WTG bei Mängelfeststellungen in betreuten 
         gemeinschaftlichen Wohnformen 
 
Zur Beseitigung festgestellter Mängel hat die Heimaufsicht im Einzelnen folgende Maßnahmen 
ergriffen: 
 

5.3.4.1 Mängelberatungen nach § 21 WTG 

 

Anzahl der Mängelberatungen (mündlich und/oder schriftlich)                             __ 55   _ 

 

davon mit förmlicher Beteiligung von Kostenträgern                                             _ _  0   _ 

 

5.3.4.2 Anordnungen/ Bescheide nach §§ 22 bis 25 sowie § 31 WTG 

 
Die nachstehenden Bescheide wurden ausschließlich im Zusammenhang mit stationären Ein-
richtungen erlassen. 
 
Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Anordnungen 

zur Mängelbeseitigung nach § 22 WTG      ___ 3_ _ 

 
Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Beschäftigungsverbote 

nach § 23 WTG         ___ 0_ _ 

 
Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Belegungsstopps 

nach § 24 WTG         __   0_ _ 

 
Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Untersagungen  

nach § 25 WTG          __   0_ _ 

 

Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Bußgeldbescheide   __   1_ _ 

nach § 31 WTG 
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5.3.5 Bescheide nach § 9 Abs. 8 WTG 

 
Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Bestellungen einer/eines Bewohnerfürsprecherin/s  
 

in stationären Einrichtungen nach § 9 Abs. 8 WTG     __   95   _ 

 

5.3.6 Zuordnungsprüfungen nach § 19 WTG 

Anzahl der Zuordnungsprüfungen nach § 19 WTG im Berichtszeitraum    __    7 _ _ 

 

Anzahl der Feststellungsbescheide nach § 19 WTG im Berichtszeitraum    __     7_ _ 

 

 

6. Ausblick 
 

Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen wird aufgrund der demografischen Entwicklung weiter 
anwachsen. Insbesondere ist eine Zunahme von demenzerkrankten, hochaltrigen und multi-
morbiden Pflegebedürftigen zu erwarten. Des Weiteren wird auch die Zahl der Menschen mit 
geistiger, körperlicher oder mehrfacher Behinderung bzw. mit seelischer Behinderung zuneh-
men. Damit einhergehend wird der Bedarf an Pflege- und Betreuungsangeboten für ältere, pfle-
gebedürftige oder behinderte volljährige Menschen steigen.  

Es ist daher damit zu rechnen, dass die Zahl der in den Anwendungsbereich des WTG fallen-
den betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen und die Zahl der vorgehaltenen Plätze steigen 
wird. Allerdings könnte der Anstieg bei neuen betreuten Wohngemeinschaften etwas abge-
bremst werden, da es in Anbetracht der gegenwärtigen Grundstücks- und Mietpreisentwicklung 
in Berlin zunehmend schwieriger werden könnte, geeigneten und bezahlbaren Wohnraum für 
Wohngemeinschaften zu finden. Gleichwohl ist von einer Zunahme von Bauprojekten für neue 
betreute gemeinschaftliche Wohnformen auszugehen (Neubauten, Erweiterungsbauten und 
Umbauten für stationäre Einrichtungen und Wohngemeinschaften). Wie bereits in der Vergan-
genheit wird es aber auch immer wieder aus baulichen, wirtschaftlichen oder sonstigen Grün-
den zu Schließungen zumeist kleinerer betreuter gemeinschaftlicher Wohnformen kommen. 

Durch die steigende Zahl von neuen Einrichtungen und neuen betreuten Wohngemeinschaften 
sieht die Heimaufsicht einem weiter steigenden Bedarf an allgemeiner Information und Bera-
tung entgegen. Des Weiteren ist mit einer Zunahme von Beschwerden und Prüfungen zu rech-
nen - auch aufgrund steigender Informations- und Beratungsangebote sowie Medienberichter-
stattungen.  

Des Weiteren zeichnet sich ab, dass es insbesondere für Pflegeeinrichtungen zunehmend 
schwieriger wird, freiwerdende Stellen mit Pflegefachkräften zeitnah zu besetzen. Unter Hinweis 
auf Ziffer 5.3.3 des Berichts musste die Heimaufsicht im Berichtsjahr 2016 feststellen, dass bei 
Einrichtungen das Personalsoll bzw. die jeweils maßgebliche Fachkraftquote trotz intensiver 
Bemühungen der Einrichtungen nicht immer eingehalten werden konnte. Die Heimaufsicht wird 
diese Entwicklung im Rahmen ihrer künftigen Prüfungen verfolgen und geeignete Maßnahmen 
ergreifen. Die Heimaufsicht wird gegebenenfalls befristete Belegungsstopps verhängen, wenn 
durch Personalmangel in einer Einrichtung die Pflege- und Betreuung der Bewohnerinnen und 
Bewohner nicht mehr hinreichend sichergestellt werden kann. 

Wie bereits unter Ziffer 4.1.5 ausgeführt, gestaltet sich in Pflegeeinrichtungen die Wahl von Be-
wohnerbeiräten zunehmend schwieriger. Mit der Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung (WTG-
MitwirkV), die zum 01.01.2017 in Kraft getreten ist, soll die Bildung von Beiräten erleichtert wer-
den, da künftig die Mehrheit des Beirates auch aus gewählten Angehörigen oder sonstige Ver-
trauenspersonen bestehen kann. Im Einzelfall kann der Beirat vollständig aus Angehörigen und 
Vertrauenspersonen bestehen. 
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Der Rechnungshof von Berlin hatte in seinem Jahresbericht 2017 darauf hingewiesen, dass die 
Heimaufsicht von ihrem im WTG eingeräumten Recht, Prüfungen unangemeldet durchzuführen, 
kaum Gebrauch macht und eine Rotation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Heimaufsicht 
nicht stattfindet. Vor diesem Hintergrund haben sich das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les Berlin und die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung darauf verstän-
digt, mehr unangemeldete Prüfungen als bisher durchzuführen. Während in 2016 lediglich 30 
unangemeldete Prüfungen durchgeführt wurden (5,62 % sämtlicher Prüfungen), ist die Zahl in 
2017 bereits auf 79 gestiegen (Stand: 10.12.2017). Für 2017 entspricht dies 16,56 % sämtlicher 
Prüfungen. Derzeit wird geprüft, unter welchen Voraussetzungen eine weitere Erhöhung mög-
lich ist. Ferner sind das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin und die Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung im Gespräch, unter welchen Voraussetzungen 
künftig eine Rotation von Prüferinnen und Prüfern der Heimaufsicht eingeführt werden kann. 

 

7. Anhang 

7.1 Fundstellen 

Die im vorliegenden Tätigkeitsbericht genannten Rechtsquellen wie Wohnteilhabegesetz 
(WTG), Wohnteilhabe-Personalverordnung (WTG-PersV), Wohnteilhabe-Bauverordnung (WTG-
BauV), Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung (WTG-MitwirkV) und Wohn- und Betreuungsver-
tragsgesetz (WBVG) können auf der nachstehenden Internetseite aufgerufen werden. 
 
http://www.berlin.de/lageso/soziales/heimaufsicht/  
 
Auf dieser Seite befinden sich unter Downloads auch die erwähnten Prüfrichtlinien, Prüffragen-
kataloge sowie ein Link zu den Prüfberichten der Heimaufsicht.  
 
Die bis 31.12.2016 geltende Heimmitwirkungsverordnung (HeimmwV) kann hier eingesehen 
werden: http://www.gesetze-im-internet.de/heimmitwirkungsv/ 
 

7.2 Erreichbarkeit der Heimaufsicht 

 
Anschrift: 
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Heimaufsicht 
Darwinstr. 15 
10559 Berlin 
 
 
Zentrale Rufnummer:  90229 3333 
Fax:     90229 3298 
E-Mail:    Heimaufsicht@lageso.berlin.de  

http://www.berlin.de/lageso/soziales/heimaufsicht/
http://www.gesetze-im-internet.de/heimmitwirkungsv/
mailto:Heimaufsicht@lageso.berlin.de



